
 

 

VG Bremen (5. Kammer), Beschluss vom 05.11.2024 – 5 V 2441/24 

 

Tenor:  

Der Antrag wird abgelehnt. 

Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin. 

Der Streitwert wird auf 7.500 Euro festgesetzt. 

Gründe:  

I.  

1 Die Antragstellerin begehrt die vorläufige Duldung einer Spielhalle sowie die Wiederherstel-

lung der aufschiebenden Wirkung ihrer Klage gegen eine Schließungsverfügung. 

2 Die Antragstellerin betreibt eine Spielhalle am Standort ... in B., zuletzt aufgrund einer bis 

zum 30.06.2023 befristeten Erlaubnis. In einem Abstand von unter 500 m Luftlinie befindet 

sich am Standort … eine Wettvermittlungsstelle. 

3 Mit Schreiben vom 02.02.2023 beantragte die Antragstellerin für die Zeit ab dem 01.07.2023 

eine glücksspielrechtliche Erlaubnis für den Betrieb der Spielhalle. Auch die Betreiberin der 

Wettvermittlungsstelle beantragte eine glücksspielrechtliche Erlaubnis. Am 07.03.2024 führte 

die Antragsgegnerin ein Losverfahren zwischen den konkurrierenden Standorten durch, bei 

dem das Los auf die Wettvermittlungsstelle fiel. Diese erhielt am 12.07.2024 eine glücksspiel-

rechtliche Erlaubnis. 

4 Nach Anhörung der Antragstellerin lehnte die Antragsgegnerin den Erlaubnisantrag der An-

tragstellerin mit Bescheid vom 12.07.2024 ab (Ziff. 1), forderte die Antragstellerin auf, den 

Betrieb der Spielhalle umgehend einzustellen (Ziff. 2) und drohte ihr ein Zwangsgeld in Höhe 

von 5.000 Euro an, sollte sie dieser Aufforderung nicht nachkommen (Ziff. 3). Hinsichtlich der 

Schließung der Spielhalle ordnete sie die sofortige Vollziehung an. Zur Begründung wird im 

Wesentlichen ausgeführt, es liege der Versagungsgrund des § 2 Abs. 2 Nr. 4 BremSpielhG vor, 

weil die Spielhalle den Mindestabstand von 500 m Luftlinie zu einer Wettvermittlungsstelle 

unterschreite. Eine sofortige Schließung der Spielhalle sei verhältnismäßig. Eine besondere 

Dringlichkeit sei gegeben, weil bei einem auch nur vorläufigen Weiterbetrieb der Spielhalle die 

vom Gesetzgeber verfolgten Ziele – insbesondere Bekämpfung und Verhinderung von Glücks-

spielsucht – nicht verwirklicht würden. Es könnten weitere Spieler spielsüchtig werden. Diese 

Gemeinwohlbelange hätten ein höheres Gewicht als die privaten Interessen der Betreiber; im 

Falle einer späteren Stattgabe im Hauptsacheverfahren entstünden diesen vorrangig finanzielle 

Einbußen, die grundsätzlich nachträglich kompensiert werden könnten. 

5 Dagegen hat die Antragstellerin am 23.07.2024 Klage erhoben und am 20.09.2024 den vor-

liegenden Eilantrag gestellt. Die Antragsgegnerin habe das besondere Interesse an der 
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sofortigen Vollziehung des Bescheids zunächst nur formelhaft begründet. In der Sache sei es 

unzulässig, zwischen konkurrierenden Spielhallen und Wettvermittlungsstellen ein Losverfah-

ren durchzuführen; der Gesetzgeber hätte – wie bei Konkurrenzsituationen zwischen mehreren 

Spielhallen – eine Auswahl nach sachlichen Kriterien vorsehen müssen. 

6 Die Antragstellerin beantragt wörtlich, 

… die … aufschiebende … Wirkung … der … unter … dem … 22.07.2024 … zum Gerichts-

aktenzeichen 5 K 1980/24 gegen den für sofort vollziehbar erklärten Bescheid der Antragsgeg-

nerin vom 12.07.2024 erhobenen Hauptsacheklage wiederherzustellen. 

7 Die Antragsgegnerin tritt dem Eilantrag entgegen. Eine Erlaubniserteilung scheide wegen des 

Versagungsgrundes in § 2 Abs. 2 Nr. 4 lit. b) BremSpielhG aus. Dieser sei auch verfassungs-

gemäß. Das gesetzlich ausdrücklich geregelte Losverfahren werde nur dann durchgeführt, wenn 

die jeweiligen Glücksspielbetriebe die übrigen Erlaubnisvoraussetzungen erfüllten und ggf. die 

Standortkapazitäten bestmöglich ausgeschöpft seien. Ein Verzicht auf weitere sachliche Aus-

wahlkriterien sei zulässig. 

8 Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes und des Vorbringens der Betei-

ligten wird auf den beigezogenen Verwaltungsvorgang und die Gerichtsakte Bezug genommen. 

II. 

9 1. Der Antrag der Antragstellerin ist gemäß §§ 122 Abs. 1, 88 VwGO sachdienlich dahinge-

hend auszulegen, dass diese neben dem ausdrücklich gestellten Antrag auf Wiederherstellung 

der aufschiebenden Wirkung ihrer Klage auch die vorläufige Duldung des Weiterbetriebs ihrer 

Spielhalle begehrt. Denn nur bei einer Kombination dieser Anträge könnte sie im Erfolgsfall 

ohne die Gefahr behördlicher Vollstreckungsmaßnahmen oder der Strafdrohung des § 284 

StGB ihre Spielhalle einstweilen bis zu einer Entscheidung über ihre Hauptsacheklage weiter-

betreiben. 

10 2. Der Antrag auf vorläufige Duldung des Spielhallenbetriebs bleibt ohne Erfolg. 

11 Der Erlass einer einstweiligen Anordnung ist gemäß § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO auch zur 

Regelung eines vorläufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, 

wenn diese Regelung vor allem bei dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile 

abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder aus anderen Gründen nötig erscheint. 

Gemäß § 123 Abs. 3 VwGO i.V.m. §§ 920 Abs. 2, 294 ZPO setzt der Erlass einer einstweiligen 

Anordnung voraus, dass die Antragstellerin einen Anordnungsanspruch und einen Anordnungs-

grund, also die besondere Eilbedürftigkeit, glaubhaft macht. 

12 Ein Anspruch der Antragstellerin auf Erteilung der begehrten Erlaubnis, der gegebenenfalls 

durch eine vorläufige Gestattung des Betriebs oder jedenfalls eine Verpflichtung der 
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Antragsgegnerin zu dessen vorläufiger Duldung gesichert werden könnte, besteht nicht. Einem 

Erlaubnisanspruch für den streitgegenständlichen Spielhallenbetrieb steht das Mindestab-

standsgebot zu Wettvermittlungsstellen in § 2 Abs. 2 Nr. 4 lit. b) BremSpielhG entgegen. Da-

nach ist eine Erlaubnis zu versagen, wenn eine Spielhalle einen Mindestabstand von 500 m 

Luftlinie zu einer Wettvermittlungsstelle unterschreitet. Dies ist hier der Fall. 

13 a. Die grundsätzliche gesetzgeberische Entscheidung, dass zwei Glücksspielstätten unterei-

nander einen Mindestabstand zu wahren haben, verstößt nicht gegen höherrangiges Recht. Dies 

hat die Kammer für den Mindestabstand von 250 m zwischen zwei Spielhallen bereits entschie-

den (grundlegend VG Bremen, Urt. v. 17.03.2020 – 5 K 2875/18 –, juris Rn. 48 ff.) und für 

einen Mindestabstand von 500 m ebenfalls bestätigt (VG Bremen, Beschluss vom 27.05.2024 

– 5 V 1055/24 –, juris Rn. 16 ff.). Für den Mindestabstand zwischen Wettvermittlungsstellen 

und Spielhallen ergibt sich nichts anderes. Die Kammer geht in ständiger Rechtsprechung da-

von aus, dass beide Spielformen ähnlich gefährlich sind (vgl. grundlegend VG Bremen, Urt. v. 

10.11.2022 – 5 K 388/22 –, juris Rn. 66). Der spielformübergreifende Mindestabstand ist aus 

Gründen dieser vergleichbaren Gefährlichkeit und wegen des Korrespondenzspielverhaltens 

(vgl. etwa ebd., Rn. 62 m.w.N.) gerechtfertigt. Es liegt im Rahmen der gesetzgeberischen Ein-

schätzungsprärogative, anzunehmen, dass beide Glücksspielangebote einander so ähnlich sind, 

dass die Wahrnehmung einer Wettvermittlungsstelle für den Spieler einer Spielhalle (und um-

gekehrt) aktive Spielanreize bietet (vgl. auch VG Berlin, Urt. v. 13.07.2023 – 4 K 501/22 –, 

juris Rn. 34). 

14 b. Auch die Ausgestaltung des Auswahlverfahrens begegnet keinen rechtlichen Bedenken. 

15 Bei einer Konkurrenz zwischen Spielhallen und Wettvermittlungsstellen richtet sich das 

Auswahlverfahren nach § 2a Abs. 6 BremSpielhG. Danach ist bei mehreren denkbaren Stand-

ortkombinationen diejenige auszuwählen, welche die Standortkapazität bestmöglich ausschöpft 

(§ 2a Abs. 6 Nr. 2 BremSpielhG). Konkurrieren – wie hier – keine verschiedenen Standortkom-

binationen miteinander, ist zwischen den Standorten ein Losverfahren durchzuführen (§ 2a 

Abs.  6 Nr. 1 BremSpielhG). 

16 Die Regelung eines solchen Losverfahrens verstößt nicht gegen die Berufsfreiheit (Art. 12 

Abs. 1 GG). Der Gesetzgeber ist nicht gezwungen, eine Auswahl vorrangig anhand von sach-

lichen Auswahlkriterien zu treffen. Das Bundesverwaltungsgericht hat insoweit entschieden, 

dass ein gesetzlich vorgeschriebenes Losverfahren zwischen zwei konkurrierenden Spielhallen 

nicht zu beanstanden ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat für eine Auswahl zwischen zwei 

Spielhallen ausgeführt, dass bereits dann, wenn beide Spielhallen („nur“) die grundsätzlichen 

Erlaubnisvoraussetzungen erfüllen, davon ausgegangen werden kann, dass diese auf einer Stufe 

stehen, und ein Losverfahren normiert werden darf. Der Gesetzgeber ist insbesondere nicht 

gezwungen, als vorrangige Auswahlkriterien die Anzahl der Spielgeräte, Priorität oder Ancien-

nität zu normieren (BVerwG, Urt. v. 16.12.2016 – 8 C 6.15 –, juris Rn. 53 ff.). Mit dieser 
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höchstrichterlichen Rechtsprechung setzt sich das Oberverwaltungsgericht Niedersachsen in 

dem von der Antragstellerin zitierten obiter dictum (NdsOVG, Beschluss vom 04.09.2017 – 11 

ME 330/17 –, juris Rn. 22 ff.) nicht auseinander. Im Übrigen berücksichtigt auch das Bremische 

Auswahlverfahren eine bestmögliche Ausschöpfung der bei Beachtung der Mindestabstände 

verbleibenden Standortkapazität in dem relevanten Gebiet und berücksichtigt jedenfalls inso-

weit die grundrechtlich geschützten Belange der Branche. 

17 Unabhängig davon handelt es sich vorliegend um eine Auswahl zwischen Spielhallen und 

Wettvermittlungsstellen und damit um verschiedene Glücksspielformen. Ein Vergleich dieser 

Betriebe anhand von sachlichen Kriterien ist bei unterschiedlichen Glücksspielformen mit zu-

sätzlichen Schwierigkeiten verbunden, sodass in diesem Fall erst Recht eine Auswahl nach 

Sachkriterien nicht zwingend geboten ist. 

18 c. Auch die konkrete Durchführung des Losverfahrens begegnet schließlich keinen Beden-

ken. Fehler sind insoweit weder vorgetragen noch ersichtlich. 

19 3. Der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen die 

Schließungsverfügung bleibt ebenfalls ohne Erfolg. 

20 a. Die Vollziehungsanordnung genügt den formellen Anforderungen. Nach § 80 Abs. 3 

Satz 1 VwGO ist bei einer behördlichen Anordnung der sofortigen Vollziehung das besondere 

Vollzugsinteresse schriftlich zu begründen. Das bedeutet, dass die Behörde die Erwägungen, 

die aus ihrer Sicht die sofortige Vollziehung geboten erscheinen lassen, in einer für den Be-

troffenen nachvollziehbaren Weise darzulegen hat. Erforderlich ist eine auf den konkreten Ein-

zelfall abstellende Darlegung des besonderen öffentlichen Interesses. 

21 Nicht ausreichend sind demgegenüber formelhafte Begründungen. 

22 Diesen gesetzlichen Anforderungen hat die Antragsgegnerin mit der Begründung der Voll-

ziehungsanordnung in der angegriffenen Verfügung hinreichend Rechnung getragen. 

23 Je mehr das öffentliche Interesse an einer sofortigen Vollziehung nach der Art des Verwal-

tungsaktes nicht nur in individuell abgrenzbaren Einzelfällen, sondern in typischen Anwen-

dungsfällen zu erwarten ist, umso mehr reicht es aus, in den Formulierungen zur Begründung 

einer Vollziehungsanordnung auch nur die typischen Gesichtspunkte zu bezeichnen, die dafür 

maßgebend sind. Dies hat die Antragsgegnerin vorliegend getan, indem sie auf die Gefahren 

abgestellt hat, die sich aus einem fortdauernden Betrieb der nicht genehmigten Spielhalle der 

Antragstellerin für Spielende ergeben. Ferner hat sie dargelegt, dass sie der Spielsuchtpräven-

tion und dem Spielerschutz wegen der schweren Folgen der Spielsucht und des erheblichen 

Suchtpotentials des gewerblichen Automatenspiels ein hohes Gewicht beimisst. Aus ihrer Be-

gründung geht für die Antragstellerin hinreichend nachvollziehbar hervor, welche besonderen 
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öffentlichen Interessen die Antragsgegnerin dazu bewogen haben, von dem Regelfall des Sus-

pensiveffekts abzuweichen (vgl. für eine vergleichbare Begründung OVG Bremen, Beschluss 

vom 17.06.2024 – 1 B 60/24 –, juris Rn. 22 m.w.N.). 

24 b. Gemäß § 80 Abs. 5 Satz 1 Alt. 2 VwGO kann das Gericht der Hauptsache in den Fällen 

des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen, 

wobei es eine eigene Abwägungsentscheidung trifft. Hierbei ist das öffentliche Interesse an der 

sofortigen Vollziehung eines Verwaltungsaktes gegen das Interesse der Antragstellerin an der 

aufschiebenden Wirkung ihres Rechtsbehelfs abzuwägen. Maßgebliches Kriterium bei der vor-

zunehmenden Interessenabwägung sind zunächst die Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfs in 

der Hauptsache. Erweist sich der angefochtene Verwaltungsakt als offensichtlich rechtswidrig, 

überwiegt grundsätzlich das private Aussetzungsinteresse das gegenläufige öffentliche Vollzie-

hungsinteresse. Stellt sich der Verwaltungsakt als offensichtlich rechtmäßig dar, bedarf es in 

den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung durch die Behörde angeordnet wurde, auch bei 

Vorliegen eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes eines besonderen Interesses an der sofortigen 

Vollziehung. 

25 aa. Die danach vorzunehmende Interessenabwägung fällt zu Gunsten der Antragsgegnerin 

aus, weil sich die Schließungsverfügung als rechtmäßig erweist. 

26 Diese stützt sich auf § 15 Abs. 2 Satz 1 GewO, wobei der Tatbestand hier angesichts der 

Ablehnung des Erlaubnisantrags ohne Weiteres erfüllt ist. Die Schließungsverfügung ist auch 

ermessensfehlerfrei. Die Antragsgegnerin hat erkannt, dass ihr hinsichtlich der Art des Ein-

schreitens gegen den formell illegalen Betrieb grundsätzlich ein Auswahlermessen zusteht. Da-

bei ist grundsätzlich das Interesse an einem zeitnahen Einschreiten und an einer noch vorüber-

gehenden Duldung des Spielhallenbetriebs gegeneinander abzuwägen (vgl. etwa VG Bremen, 

Urt. v. 03.12.2020 – 5 K 159/20 –, juris Rn. 27). Die verfügte umgehende Schließung der Spiel-

halle ist insoweit ermessensfehlerfrei. Die Antragstellerin verfügte zuletzt lediglich über eine 

befristete Erlaubnis und konnte seit Inkrafttreten der gesetzlichen Regelung wissen, dass ein 

weiterer Betrieb nach Ablauf der Befristung rechtlich allenfalls nach einem Auswahlverfahren 

möglich sein würde. Bei der Durchführung eines Losverfahrens kann es zwar durchaus geboten 

sein, dass der Betreiberin der unterlegenen Spielhalle, die bis dahin legal bzw. geduldet betrie-

ben wurde, Gelegenheit gegeben wird, ihre Geschäfte abzuwickeln. Zwischen dem Unterliegen 

im Losverfahren – bei dem die Geschäftsführer der Antragstellerin anwesend waren – und dem 

Erlass der Schließungsverfügung lagen hier jedoch bereits mehr als vier Monate. In dieser Zeit 

hätte die Antragstellerin die erforderlichen Maßnahmen zur Schließung ihrer Spielhalle bereits 

einleiten können. Es ist jedenfalls in diesem Fall nicht geboten, dass die Behörde darüber hinaus 

im Ablehnungsbescheid eine zusätzliche, formelle Schließungsfrist einräumt. Da die Antrag-

stellerin auch unter keinem Gesichtspunkt über einen Duldungsanspruch verfügt (siehe bereits 

oben), kommt die Einräumung einer Schließungsfrist hier nicht in Betracht. 
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27 bb. Schließlich besteht auch ein besonderes öffentliches Interesse an der sofortigen Vollzie-

hung der Verfügung. Der mit dem Mindestabstandsgebot verfolgte Zweck – der dem Spieler-

schutz dienende „Abkühlungseffekt“ – überwiegt die wirtschaftlichen Interessen der Antrag-

stellerin deutlich. 

III. 

28 Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Streitwertfestsetzung beruht auf 

§§ 53 Abs. 2, 52 GKG i.V.m. Ziff. 54.2.1 und 1.5 Satz 1 des Streitwertkatalogs für die Verwal-

tungsgerichtsbarkeit 2013. 




